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Die Landesregierung hat im Rahmen des derzeit stattfindenden Reformprozesses 
der niedersächsischen Bauverwaltung weitere Schritte eingeleitet.
Die bestehenden Bauämter SB Ems-Weser und SB Osnabrück-Emsland werden 
zum „SB Region Nord-West“ verschmelzen. Die Behörde wird zum 01.01.2022 als 
Pilotvorhaben mit einer dreijährigen Evaluierungsphase gegründet.

Das neue Organisationsmodell sieht eine Gliederung in vier Regionalstellen, eine zentrale Verwaltung und eine  
Organisationseinheit „Zentrale Fachaufgaben“ vor. Besonders hervorzuheben ist die interdisziplinäre Ausrichtung der 
Regionalstellen, in denen alle Fachingenieurdisziplinen gebündelt und nicht mehr nach Fachbereichen separiert werden.
Die vier Regionalstellen bilden die örtliche Kommunikationsebene zu den Nutzerinnen und Nutzern und zu den 
Liegenschaften „Vor-Ort“. Sie stehen auch in der operativen Verantwortung zur Umsetzung des anstehenden Bau-
volumens. Mit rund 320 Beschäftigten und einem Bauumsatz von mehr als 200 Millionen Euro wird das SB Region 
Nord-West aus dem Kreis der übrigen sechs Bauämter deutlich herausgehoben und mehr als ein Drittel der Gesamt-
aufgaben des SBN auf der Ortsebene repräsentieren.
Zudem plant die Landesregierung eine Umorganisation des Landesamtes für Bau- und Liegenschaften (NLBL). Statt 
vier Abteilungen und einer zentralen Referatsgruppe sind nun drei Abteilungen und zwei Referatsgruppen vorgese-
hen. Die drei Abteilungen stellen die Kernaufgaben des NLBL dar – Landesbau, Immobilien Land und Bundesbau. 
Die bisherige Abteilung Fachtechnik wird aufgelöst und den Kernaufgaben direkt zugeordnet.
Neu eingerichtet wird die Referatsgruppe Digitalisierung. Die Digitalisierungsstrategie des SBN wird konsequent in 
einer Gruppe mit der gesamten Bandbreite der Digitalisierungsprozesse umgesetzt.
Der Bund möchte die langjährig bewährte Wahrnehmung von Grundsatzaufgaben und übergeordneten Angele-
genheiten des Bundesbaus im NLBL mit zwei neuen Geschäftsstellen ausweiten, was dieses Konzept berücksichtigt.
Dazu Finanzminister Reinhold Hilbers: „Unsere heutigen Beschlüsse werden dazu führen, dass die Effizienz zwi-
schen allen beteiligten Akteuren weiter verbessert wird. Ziel bleibt es, dass Niedersachsen günstiger, schneller und 
in höherer Qualität baut.“

Die deutsche BAUINDUSTRIE hat ein neues Positions
papier zu BIM im Verkehrswegebau veröffentlicht.

Die Building Information Modeling (BIM) Methodik wird 
das Zusammenarbeiten aller Beteiligten in der Baubran-
che, insbesondere zwischen öffentlicher Hand und Bau-
unternehmen grundlegend positiv verändern. Die in der  
BAUINDUSTRIE organisierten Unternehmen haben den 
Anspruch, diese Veränderungen mitzugestalten. Im Ar-
beitskreis Digitalisiertes Bauen (AKDB) der  BAUINDUS-
TRIE entwickeln sie fortlaufend ihre gemeinsame Positi-
onierung zu „BIM im Verkehrswegebau“. Nach Freigabe 
durch die Bundesfachabteilung Straßenbau und den 
Lenkungsausschuss Digitalisierung der  BAUINDUSTRIE 
steht eine neue Publikation zur Verfügung. Die im Stu-
fenplan 2020 allgemeingültig beschriebenen BIM-An-
wendungsfälle sollen im Rahmen eines Masterplans 
Bundesfernstraßen detailliert fortgeschrieben werden.

Für die anstehenden Modellprojekte und den künftigen 
Regelbetrieb werden mit „BIM im Verkehrswegebau“  
16 Forderungen und Leitsätze zur Diskussion gestellt.
„BIM im Verkehrswegebau“ ist – anders als die Vorgänger 
– ein dynamisch angelegtes Dokument. Die Einführung 
der Methode BIM Im Verkehrswegebau wird prozesshaft 
über einen längeren Zeitraum hinweg erfolgen und ein 
Umdenken bei allen Beteiligten erfordern. 
Auch inhaltlich greift „BIM im Verkehrswegebau“ weiter 
als ihre Vorgänger: der Ingenieurbau wurde bereits ein-
bezogen. Weitere Sparten des Verkehrswegebaus werden 
nach Möglichkeit schrittweise integriert. Aus Sicht der  
BAUINDUSTRIE ist die Einführung eines übergreifenden 
Standards für BIM-Klassen und Merkmale der Verkehrs-
wege ein besonders wichtiger Punkt. Die vom Arbeitskreis 
Digitalisiertes Bauen entworfene Roadmap wird mittler-
weile durch zahlreiche einschlägig zuständige Organisa-
tionen des Verkehrswegebaus unterstützt.

16 Forderungen und Leitsätze für „BIM im Verkehrswegebau“

Optimierungsprozess des  
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SCHLUSS MIT DEM SCHWADRONIEREN

Die Forderungen, die Dr. Volker Müller im Interview dieser Ausgabe an die Politik stellt, könnten dringender 
kaum sein in diesen Zeiten. Und einige finden sich auch – mehr oder weniger – in den Parteiprogrammen wieder. 
Doch leider wird seitens der Politik viel zu wenig beherzigt, was der Hauptgeschäftsführer der Unternehmer
verbände Niedersachsen ebenfalls anmerkt: „Nicht die politische Zielsetzung schafft Fortschritt, sondern die 
von ihr geschaffenen Rahmenbedingungen.“

Die Verbandsreise 2021 führte nach Köln. Schwerpunkt bildeten die Besuche zweier Kölner Dauerbaustellen: so 
hat ein Mitarbeiter der Dombauhütte bei einer Führung über die Dächer des Kölner Doms Einblicke in die Arbeit 
der Restauratoren und Gerüstbauer gegeben. Bei einem geführten Rundgang über die Baustelle der Oper Köln 
(Umbau und Sanierung seit 2012) konnten zahlreiche Kollisionen und deren Lösung bei den umfangreichen 
Sanierungsarbeiten besichtigt werden. Die Wetten laufen, welche Baustelle zuerst fertig werden wird …

Denn Rahmenbedingungen bilden jene Leitplanken, 
die in der jeweiligen Situation die Richtung vorgeben 
und nicht verändert werden können – oder zumindest 
nicht sollten. Um ein bestimmtes Ziel zu erreichen, sind 
diese festgeschriebenen Größen von essenzieller Be-
deutung. Denn von ihnen hängt ab, ob die Ziele über-
haupt erreicht werden können. 

Leider sind starke Zweifel angebracht, wenn in Partei-
programmen und Wahlkampfreden mit Zielen schwa-

droniert wird, die ohne Rahmenbedingungen nichts 
anderes sind als die Bälle eines Jongleurs: Nach kurzer 
Zeit kommen sie wieder runter. Es wird aber endlich Zeit, 
dass die Rahmenbedingungen in der Tagespolitik stär-
ker Einzug halten, dass pragmatische Projektförderung 
und -entwicklung betrieben wird, damit die dringenden 
Ziele ernsthaft ins Visier genommen werden können. 
Wir sind lange genug auf Sicht gefahren. Es wird Zeit für 
einen konstruktiven Blick über den Tellerrand hinaus. 
Auch wenn man sich damit unbeliebt macht.

Mehr Staus auf den Autobahnen
3600 Autoschlangen mit einer Länge von 10 400 Kilometern während der Sommerferien
Die Menschen in Niedersachsen haben nach Angaben 
des ADAC im Corona-Sommer 2021 häufiger im Stau ge-
standen als noch vor der Pandemie. Der Automobilclub 
verzeichnete an den Ferienwochenenden zwischen dem 
23. Juli und 29. August insgesamt 3605 Staus auf Nieder-
sachsens Autobahnen. Aneinander gereiht ergibt das eine 

Länge von 10 401 Kilometern, was etwa der Entfernung 
zwischen Hannover und der peruanischen Hauptstadt 
Lima entspricht. 2019, im letzten Sommer vor Corona, 
waren es 3586 Staus mit 10 027 Kilometern Gesamtlänge 
gewesen. Grund dafür war laut ADAC die immer noch mit 
Einschränkungen verbundenen Reiseziele in der Ferne. 

Studienreise 2021 nach Köln 
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	 REFORMEN SIND ÜBERFÄLLIG
(brb).- Interview mit Dr. Volker Müller, Hauptgeschäftsführer 
der Unternehmerverbände Niedersachsen e.V. (UVN)
Baurundblick: Welche Rahmenbedingungen müssen verbes-
sert werden, damit Niedersachsen als Wirtschaftsstandort im 
Wettbewerb mithalten kann und die Chance besteht, dass Nie-
dersachsen im Ranking der Bundesländer einen der vordersten 
Plätze erzielen kann?
  
Dr. Volker Müller: Die Herausforderungen sind gewaltig. 
Mit unternehmerischer Freiheit, flexiblen und rechtssiche-
ren Rahmenbedingungen, weniger Bürokratie und schnelle-
ren Verwaltungsprozessen können Unternehmen innovative, 
wettbewerbsstarke Lösungen entwickeln. Nicht die politische 
Zielsetzung schafft Fortschritt, sondern die von ihr geschaffe-
nen Rahmenbedingungen. 
So ist die Unternehmensteuerreform längst überfällig. Denn ein-
zig eine florierende Wirtschaft sorgt für mehr Steuereinnahmen, 
Investitionen und Beschäftigung. Außerdem erreichen wir unse-
re anspruchsvollen Klimaschutzziele nur durch mehr Innovatio-
nen, ausreichend und gut aus- und weitergebildete Fachkräfte 
sowie eine Beschleunigung notwendiger Infrastrukturvorhaben. 
Dazu gehört auch eine stärkere und vor allem rechts- und 
datensichere Digitalisierung. Hier muss Deutschland noch 
viel aufholen. Es kann doch nicht sein, dass KMU während der 
Lockdowns auf neue Systeme umgestellt und Beschäftigte 
geschult haben und diese Systeme nun vom Landesamt für 
Datenschutz verboten werden. Bedenken dürfen uns nicht von 
den richtigen Lösungen abhalten; sie müssen uns anspornen 
bessere zu finden. 
  
Baurundblick: Welche Lehren kann die Wirtschaft für die Zu-
kunft aus der Corona-Zeit ziehen?  
 
Dr. Volker Müller: Zurückblickend kann ich sagen, dass die 
enge Zusammenarbeit aller Partner zum Beispiel im Krisenstab 
der Landesregierung praxisnahe, schnelle und oft auch deut-
lich weniger bürokratische Lösungen erarbeitet hat. Davon 
haben alle profitiert. Diesen lösungsorientierten Ansatz sollten 
wir auch bei künftigen Entscheidungen und Gesetzesvorhaben 
weiter verfolgen. 
Unsere Unternehmen haben hervorragend auf die vorüberge-
henden Störungen der globalen Wertschöpfungsketten und 
Just-in-time-Produktion reagiert. Wir müssen diese sichern 
und durch Regionalisierung und Diversifizierung noch krisen-
fester machen. Freihandel und internationale Arbeitsteilung 
bleiben aber weiterhin wichtig. 
 Außerdem war es während der Pandemie sicher in vielen Fäl-
len gut, mit staatlichen Mitteln den Absturz der Wirtschaft zu 
verhindern. Auch wenn die Umsetzung und Beantragung der 
Wirtschaftshilfen viele Nerven gekostet hat. Aus diesen Feh-
lern müssen wir lernen.  
Aber nun muss es wieder darum gehen, die angehäuften Schulden 
zu reduzieren, Investitionen anzukurbeln und Beschäftigung auf-
zubauen. Marktverzerrende Maßnahmen wie die Wertgrenzen-
erhöhung bei öffentlichen Aufträgen, die nicht mehr gebraucht 
werden, sollten schnellstens wieder zurückgenommen werden. 
  
Baurundblick: Derzeit läuft die Initiative des Niedersächsi-
schen Wirtschaftsministeriums „Entlastungsoffensive für den 
Mittelstand – Agenda für Bürokratieabbau“. Allerdings hatte 
das Ministerium auch bereits im Herbst 2017 Vorschläge zum 
Bürokratieabbau erbeten. Aus Sicht der Unternehmen sind bis-
lang auf diesem Feld kaum Erfolge zu verbuchen. Vielmehr wird 

eher eine Zunahme büro-
kratischer Hemmnisse wahr-
genommen. Was müsste aus 
Ihrer Sicht getan werden, um 
auf diesem Feld echte Erfolge 
zu erzielen?  
 
Dr. Volker Müller: Ja, die bis-
herigen Ergebnisse sind ernüchternd. Wir sehen grundsätzli-
che Problemfelder wie komplizierte und langwierige Bau- und 
Anlagengenehmigungsverfahren, das überzogene Verbände-
klagerecht bei Infrastrukturprojekten oder große bürokratische 
Belastungen insbesondere hinsichtlich der Reform der Vorfäl-
ligkeit der Sozialversicherungsbeiträge oder der Umsetzung 
von EU-Förderprogrammen. 
 Hinzu kommt, dass Betriebe schon jetzt gewaltige Anstren-
gungen unternehmen müssen, um Auszubildende zu finden 
und zu halten. Sie sollten nachhaltig von den direkten und in-
direkten Kosten der Ausbildung entlastet werden beispielswei-
se bei der überbetrieblichen Lehrlingsunterweisung oder der 
Unterbringung von Lehrlingen. 
 Nicht zuletzt sollte die Entlastungsoffensive Mittelstand 2 als 
Chance gesehen werden, die bisher häufig ungenutzten Po-
tentiale der Kreislaufwirtschaft zu nutzen. Dazu gehören u.a. 
mehr geeignete Flächen für moderne Recyclinginfrastruktur 
bzw. Entsorgungsunternehmen.
Fairer Wettbewerb heißt immer auch gleiche Regeln für alle 
Marktteilnehmer sowie gleiche Kontrolle. Deshalb sind die um-
satzsteuerliche Privilegierung kommunalen Wirtschaftens im 
UStG und die körperschaftsteuerliche Sonderstellung der öffent-
lichen Hand zu ‚verdeckten Gewinnausschüttung‘ zu beenden. 
 
Baurundblick: Im Juli dieses Jahres ist die sog. Mantelverord-
nung verabschiedet worden, die eine Stärkung des Baustoff-
recyclings und der Wiederverwertung von mineralischen Bau-
abfällen zum Ziel hat. Allerdings befürchten die Bauverbände, 
dass das Kernstück der Verordnung, nämlich die Ersatzbau-
stoffverordnung, genau das Gegenteil dessen bewirken wird, 
wenn sie nach einer Übergangsfrist am 01.08.2023 in Kraft 
treten wird. Wie schätzen Sie die Auswirkungen dieses Regel-
werks auf die Praxis ein? 

Dr. Volker Müller: Die MantelVO in der verabschiedeten Fas-
sung erreicht nicht das erhoffte Ziel, das Recycling von mine-
ralischen Rohstoffen zu fördern und das Baustoffrecycling zu 
stärken. Es besteht erheblicher Korrekturbedarf.  
In der Ersatzbaustoffverordnung fehlt beispielsweise noch im-
mer eine Rechtssetzung für den Produktstatus von Recycling-
baustoffen, die Regelungen für Baustellen sind nicht praxis-
tauglich und mineralische Recyclingbaustoffe sind gegenüber 
Primärmaterialien benachteiligt. Damit sind wesentliche Punk-
te, die negative Auswirkungen auf das praktische Baugesche-
hen, die Kreislaufwirtschaft und den Ressourcenschutz haben, 
weiterhin nicht ausgeräumt.  
 
Auch die Entsorgungskosten entwickeln sich zum Baukosten-
treiber, da die Mantelverordnung in der vorliegenden Fassung 
unausgewogenen Rahmenbedingungen für das Recycling und 
die Verwertung von mineralischen Bauabfällen einerseits und 
schwindenden Deponiekapazitäten andererseits nicht ent-
gegenwirken kann.
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	 BAUINDUSTRIE zu den Konjunkturindikatoren im 1. Halbjahr 2021:
Schwache Nachfrage der Öffentlichen Hand bremst das Bauhauptgewerbe. 
Die Preisrallye bei den Baumaterialien geht weiter.
„Das Bauhauptgewerbe wurde im ersten Halbjahr durch 
die schwache Nachfrage der Öffentlichen Hand ge-
bremst. Der Wegfall der Kompensation der Gewerbe-
steuerausfälle bei den Kommunen durch Bund und Län-
der hat zu einem Investitionsrückgang geführt, den die 
Bauunternehmen nun in ihren Büchern merken.“ 

Mit diesen Worten kommentierte der Hauptgeschäfts-
führer des Hauptverbandes der Deutschen Bauindus-
trie, Tim-Oliver Müller, die veröffentlichten Konjunk-
turindikatoren für die Bauwirtschaft. Demnach hätten 
die Betriebe im Bauhauptgewerbe mit 20 und mehr  
Beschäftigten für das 1. Halbjahr für den Öffentlichen 
Bau einen Orderrückgang von nominal 5,0 Prozent  
gemeldet. Besonders betroffen sei der Straßenbau mit 
einem Minus von 7,6 Prozent.

„Aufgrund der guten Entwicklung im Wohnungsbau und 
im Wirtschaftsbau ergibt sich für das gesamte Bauhaupt-
gewerbe im 1. Halbjahr aber noch ein Plus von nominal 4,8 
Prozent. Trotz eines Anstiegs der Baupreise von 3,7 Pro-
zent bleibt somit immer noch ein reales Plus von 1,0 Pro-
zent. Ein Wermutstropfen ist aber die aktuelle Entwicklung 
im Juni: Die Baubetriebe meldeten im Vergleich zum Vor-
jahresmonat nur ein leichtes Orderplus von 0,4 Prozent, 
real ist dies ein Rückgang von 5,1 Prozent.“ Im Vormonats-
vergleich sei der (preis-, saison- und kalenderbereinigte) 
Auftragseingang laut Berechnungen des Statistischen 
Bundesamtes um 3,7 Prozent zurückgegangen.

Müller: „Das zunehmende Auseinanderdriften der no- 
minalen und realen Werte ist auf die wieder steigenden 
Preise für Bauleistungen zurückzuführen. Dies kann 
weder den Unternehmen zum Vorwurf gemacht wer-

den, noch können sie die stark steigenden Preise für 
Baumaterialien allein schultern. Bei den – im Vergleich 
zu anderen Branchen – geringen Margen am Bau kann 
das sonst leicht existenzgefährdend sein. Und da wir die 
Preise für Baumaterialien nicht beeinflussen können, 
werden diese – wenn möglich – an die Auftraggeber  
weitergereicht werden müssen.“ 

Ein Ende des Preisanstiegs sei noch nicht in Sicht: Das 
Statistische Bundesamt meldete für Juli innerhalb eines 
Monats ein Plus bei den Erzeugerpreisen für Betonstahl 
von 10,6 Prozent, für Bauholz sogar von 15,2 Prozent. Die 
Preissteigerungen hätten sich auch schon auf die Um-
satzentwicklung ausgewirkt: Für die ersten sechs Mona-
te 2021 ergebe sich ein Minus von 3,1 Prozent, real sei 
dies ein Rückgang von 6,9 Prozent (Juni: +1,9 Prozent, 
real: -3,8 Prozent). 

Dabei dürfe man aber nicht vergessen, dass das Ergeb-
nis auch auf einen Basiseffekt zurückzuführen sei: Der 
Umsatz sei im 1. Halbjahr 2020 mit +8,1 Prozent (real:  
+5,0 Prozent) „sehr gut gelaufen“. Auch hätten sich im 
ersten Halbjahr dieses Jahres noch die schlechte Wit-
terung zu Jahresbeginn sowie die Vorzieheffekte auf-
grund des Auslaufens der MwSt.-Senkung Ende 2020 
negativ auf das Halbjahresergebnis ausgewirkt. „Wir 
merken aber auch, dass Lieferengpässe bei Bauma-
terialien zu Verzögerungen bei einzelnen Projekten 
geführt haben. Entsprechend hat sich die Reichweite 
der Auftragsbestände in unserer Branche erhöht. Lag 
diese im Durchschnitt der Jahre 1995 bis 2020 bei 3,8 
Monaten, waren es im Juli dieses Jahres 4,5 Monate“,  
erläuterte Müller die aktuelle Situation am Bau.

Mehr Lehrstellen im Handwerk – noch viele unbesetzte Ausbildungsplätze

Im niedersächsischen Handwerk sind noch viele Ausbildungsplätze frei. Nach einer Umfrage der Landesvertretung der 
Handwerkskammern Niedersachsen (LHN) unter 1400 Betrieben konnten bisher erst 60 Prozent der Firmen alle Plätze 
besetzen. Auch im Baugewerbe gebe es noch viele offene Lehrstellen, so der LHN-Vorsitzende Karl-Wilhelm Steinmann.

Bauarbeitsmarkt im August 2021: +29,3 Prozent mehr offene Stellen für Bauingenieure

Die Zahl der offenen Stellen für Baufacharbeiter mit bauhauptgewerblichen Berufen ist im August 2021 im Vergleich 
zum Vorjahresmonat um 15,3 Prozent auf 16.951, die für Bauingenieure sogar um 29,3 Prozent auf 4.034 gestiegen. 
Damit hat die Zahl der offenen Stellen für Bauingenieure einen neuen Höchststand erreicht. Gleichzeitig ist die Zahl 
der Arbeitslosen gesunken, und zwar um 18,8 Prozent auf 13.943 bzw. um 14,0 Prozent auf 1.620.


